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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 1/12 B 
 
L 10 VE 38/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 11 VE 7/11 (SG Lüneburg) 
 
 
 
………………………………….., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
- Landessozialamt -, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 16. April 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Lan-

dessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 30. November 2011 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 30.11.2011 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) An-

sprüche der Klägerin auf Feststellung einer Schädigungsfolge und auf Gewährung von Leis-

tungen der Beschädigtenversorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) verneint. 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die sie mit dem Vorliegen eines Verfahrensmangels 

(§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nämlich einer Verletzung der tatrichterlichen Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG), begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen; der geltend gemachte Zulassungsgrund ist nicht ordnungsgemäß 

dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 S 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin behauptet ausdrücklich einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungs-

pflicht (§ 103 SGG). Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG muss die Beschwerdebe-

gründung insoweit folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht 

ohne weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages, dem das LSG nicht 

gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte 

Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem 

betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass 

gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen 

Beweiserhebung, (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der 

angeblich unterlassenen Beweisaufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt 

aus zu einem anderen, für den Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können 

(vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34).  
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Diesen Erfordernissen ist die im Berufungsverfahren noch nicht anwaltlich vertretene Klägerin 

nicht gerecht geworden. Es fehlt schon an der hinreichenden Bezeichnung eines vor dem LSG 

gestellten Beweisantrages der Klägerin, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht 

gefolgt ist. Auch wenn insoweit keine hohen Anforderungen zu stellen sind, muss deutlich wer-

den, auf welche Weise (zB mit welchen näher bezeichneten Schriftsätzen) ein unvertretener 

Beteiligter dem LSG gegenüber zum Ausdruck gebracht habe, er halte bestimmte Punkte für 

aufklärungsbedürftig und benenne dazu Beweismittel (vgl BSG Beschluss vom 2.6.2003 - B 2 U 

80/03 B - RdNr 4; BSG Beschluss vom 1.3.2006 - B 2 U 403/05 B - RdNr 5; BSG Beschluss 

vom 9.3.2011 - B 7 AL 6/11 B - RdNr 4). Das ist hier nicht der Fall. Die Klägerin erwähnt zwar 

die Benennung von Zeugen, macht dazu jedoch keine näheren Angaben, die es dem Senat 

ermöglichen würden, entsprechende Beweisanträge ohne Weiteres aufzufinden. Ebensowenig 

teilt die Klägerin mit, wann sie das LSG um die Einholung eines Sachverständigengutachtens 

ersucht habe.  

 

Soweit die Klägerin in diesem Zusammenhang sinngemäß die tatrichterliche Beweiswürdigung 

(§ 128 Abs 1 S 1 SGG) angreift, kann sie mit dieser Rüge - wie sich aus § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG ergibt - von vornherein keine Revisionszulassung erreichen. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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